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Deutſchland. 
Berlin, 13. Januar. Da ein Theil der Bevölkerung 
Nordſchleswigs däniſcher Abſtammung, durch däniſche Agitationen 
getäuſcht, aon einem Tag zum andern darauf lauert, daß „der 
Preuße“ ſich nach Südſchleswig zurückziehen und ganz Nordſchles⸗ 
wig der däniſchen Herrſchaft übergeben werde, darf es nicht be⸗ 
fremden, daß die von Preußen jetzt dort vorgenommene Aus hebung 
zum Militärvienſt gewaltigen Schrecken unter der däniſchen Be⸗ 
völkerung hervorruft; auch die engliſchen Blätter werden natürlich 
nicht verſäumen, wieder ein Klagegeſchrei über die angebliche Miß⸗ 
handlung der Dänen zu erheben, ohne fi dabei im Geringſten 
aus der Verfolgung und Einkerkerung der Irländer einen Vor- 
wurf zu machen. Daß aber ein ſonſt patriotiſches preußiſches Blatt, 
die „Köln. Ztg.“, noch immer ihren engliſchen Leſern zu Liebe den 
Kampf gegen das deutſche Element in Nordſchleswig zu Gunſten 
der Dänen fortſetzt und hartnäckig als Organ der däniſchen Partei 
die Nordſchleswiger deutſcher Nationalität dem Kopenhagener Ter- 
rorismus zu überliefern ſtrebt, iſt ſchwer zu begreifen; für die 
Tendenzen der „Rheiniſchen Zeitung“ würde dies weit beſſer paſſen 
als für die „Kölniſche Zeitung“, die doch ſonſt immer eine geach- 
tete Vertreterin preußiſcher und nationaler Intereſſen iſt. Eine 
unbefangene Prüfung der Sachlage läßt nicht den geringſten Zwei⸗ 
fel darüber aufkommen, daß die preußiſche Regierung nicht allein 
das unbeſtreitbare Recht, ſondern ſogar die unbedingte Pflicht hat, 
die Militäraushebung auch auf das ganze preußiſcher Herrſchaft 
faktiſch und rechtlich unterworfene Nordſchleswig auszudehnen. 
Das Geſetz räumt der Regierung kein Recht ein willkürlich, irgend 
einen Theil der preußiſchen Bevölkerung von der Milltärpflicht zu be⸗ 
freien, alſo auch die nordſchleswigſche nicht; der Vertrag von 
Nikolsburg legt der preußiſche Regierung wohl die Pflicht auf, zu 
einer von ihr ſelbſt zu beſtimmenden Zeit einmal nach Maßgabe 
der Nationalität in Nordſchleswig eine Grenzregulirung vorzuneh⸗ 
men; dleſe Verpflichtung räumt aber nicht den Dänen, ſondern 
nur den am Vertrage betheiligten Großmächten einen Anſpruch auf 
dereinſtige Erfüllung des Vertrags ein, ohne bis dahin die preußiſche 
Reglerung in der Ausübung ihrer Herrſchaft irgendwie zu beſchrän⸗ 
fen und ohne die preußiſchen Landesgeſetze für dieſes Staatsgebiet 
zu ſuspendiren. Das bezüglich der Militärpflicht geltende Landes- 
geſetz muß alſo in Nordſchleswig, ebenſo wie in allen anderen 
Landestheilen, zur Ausführung kommen, ſo lange Nordſchleswig 
unter preußiſcher Herrſchaft ſteht. — Die Publikation der Einver- 
bungs⸗Patente für die Elbherzogthümer wird nächſtens erwartet. 
sher in Preſſe ſehr viel von einem Normal- 
t de undes für das Militärweſen die Rede 
geweſen, ohne daß man fi irgend einmal die Frage geſtellt bätte, 
ob eigentlich der Entwurf zur Landesverfaſſung und die auf die 
Militärverwaltung ſich beziehenden Beſtimmungen, ſo weit ſie bis 
jetzt bekannt find, wirklich dem Begriff eines Normal: Etats ent- 
ſprechen? Will man aber auch die Erörterung des Begriffs vom 
„Normak⸗Etat“ bel Selte laſſen, da auf die Richtigkeit oder Un- 
richtigkeit des Ausdrucks lein Gewicht zu legen iſt, ſo muß doch 
jedenfalls die Behauptung, die hauptſächlich oder ausſchließ⸗ 
lich in dieſer Frage Widerſpruch gefunden hat, beſtritten wer- 
den: „daß in den fraglichen Beſtimmungen des Ver- 
faffungs-Entwurfs, Aushebung eines beſtimmten Pro- 
zentſatzes der Bevölkerung zum Militärdienſt und 
vorläufige Annabme eines beftimmten Koſtenanſatzes 
pro Mann des Kontingents, eine Beſchränkung des 
kllonſtitutlonellen Bugdgetrechtes liege.“ Von einem Normal- 
Etat ſoll im Berfafjungs-Entwurf nirgends die Rede ſein, und 
nach den geltenden ſtaats rechtlichen Prinzipien kann unmöglich die 
Aufftiellung eines Normal-Etats oder die Verletzung des konſtitu⸗ 
tionellen Budgetrechtes in der Beſtimmung eines Prozentſatzes für 
vie Militärausbebung auf beſtimmte Zeit, und in einem Durch⸗ 
ſchnitts-Koſtenanſatze gefunden werden. Etwas Anderes iſt aber in 
dem Entwurf nicht enthalten, und ohne ſolche Normirung oder 
Ueberſicht hätte doch kein Staat zu dem abzuſchließenden Ver- 
trage ſeine Zuſtimmung geben können. 


Berlin, 13. Januar. Se. Maj. der König empfing ge⸗ 
ſtern Vormittag den Ober-Hof- und Hausmarſchall Grafen Pückler 
und den Hofmarſchall Grafen Perponcher, nahm darauf die Vor- 
träge des Chefs des Militär- und Civil-Kabinets, des Geheimen 
Hofrathes Borck ꝛc. entgegen und ertheilte dann Audienz. Hierauf 
folgte eine Konferenz mit dem Minifterpräfidenten Grafen Bismarck. 
Um 5 Uhr begaben ſich die hohen Herrſchaften nach der Singaka- 
demie und hörten dort im wiſſenſchaftlichen Vereine den Vortrag 
15 Oberſtlieutenants Grafen v. Kanitz: „Der Soldat ſonſt und 
etzt“. a f 

— Die Kronprinzlichen Herrſchaften werden am nächſten Don⸗ 
nerſtage vom Herzoglichen Hofe zu Koburg nach Berlin zurückkehren. 
Der Prinz Wilhelm von Baden, der einige Tage dort zum Be⸗ 
ſuche verweilte, trifft bereits heute wieder ein. 

— In der Nacht zum 10. d. verſchted im Schloſſe zu Neu⸗ 
wied nach längerem Leiden die Prinzeſſin Thekla zu Wied (geb. 
1817), Schweſter des nun bald drei Jahre verſtorbenen Fürſten 
Hermann. 

— Der italieniſche Geſandte, Graf Barral, begiebt ſich heute 
Abend in Privat⸗Angelegenheiten nach Florenz. 

— Sachſen wird wahrſcheinlich ein beſonderes Armeekorps er⸗ 
halten, während Dislokation und die anderen einheitlichen Befug⸗ 
niſſe der Präſidialmacht auch für dieſes Armeekorps vorbehalten 
bleiben. 

— Die Dauer des Ende Februar oder Anfang März zu⸗ 
ſammentretenden Parlamentes iſt zwar, da es ſich um eine neue 
Verſammlung handelt, ſchwer zu berechnen. Die Annahme indeſſen, 
daß der Schluß ſchwerlich vor Oſtern eintreten wird, hat viel 


Stettiner Zeitung. 


Wahrſcheinlichkeit für ſich, zumal außer dem Verfaſſungs-Entwurf 
auch einige organiſche Geſetze zur gutachtenden Berathung vorgelegt 
werden dürften. Wie alsdann eine zweite Seſſion des Abgeord⸗ 
netenhauſes im Mai oder Juni zu vermeiden wäre, iſt nicht er- 
ſichtlich. Soll doch die Verfaſſung mit dem 1. Juli in Kraft tre- 
ten. Die Vermuthung, die Regierung werde den Entwurf, nach⸗ 
dem er etwa zu ihren Gunſten in dem Parlamente angenommen, 
erſt einige Zeit in der öffentlichen Meinung reifen laſſen, bevor er 
den preußiſchen Kammern vorgelegt werde, iſt ſchon aus dieſem 
Grunde hinfällig, wozu noch kommt, daß das durch achtzig neue 
Mitglieder verſtärkte Abgeordnetenhaus nach dem 1. Oktober einen 
ungünſtigen, gegen die preußiſche Verfaſſung gerichteten Entwurf 
noch weniger annehmen wird, als das Haus in ſeiner gegenwär- 
tigen Zuſammenſetzung. So bleibt denn eine abermalige Berufung 
der Kammern nach Oſtern ſehr wahrſcheinlich. 

— Gleich nach dem Schluſſe der Seſſion werden die bishe- 
rigen Sitze ꝛc. aus dem Saale des Herrenhauſes entfernt und 
derſelbe mit einer völlig neuen Einrichtung für den Reichstag des 
norddeutſchen Bundes verſehen werden. Man erzählt, daß hervor- 
ragenden Mitgliedern des Herrenhauſes die Nachfolge nichts we⸗ 
niger als genehm ſein ſoll. Man hatte von dieſer Seite ſogar 
verſucht, die Einräumung des Konzertſaales des Schauſplelhauſes 
für das Parlament durchzuſeen. Für das Publikum iſt das jetzige 
Arrangement ſehr ungünſtig, denn die Tribünen konnen kaum halb 
ſo viele Perſonen faſſen, als die des Abgeordnetenhauſes; für die 
Verhandlungen des Herrenhauſes hatte das nichts auf ſich. Noch 
ſchlimmer iſt es für die Berichterſtatter der Zeitungen, wenn nicht 
— wozu nicht große Ausſicht vorhanden ſein ſoll — eine bedeu⸗ 
tende Erweiterung der Journaliſtentribüne eintritt. — Die mitge- 
theilten Anträge wegen der Diäten und Reiſekoſten für die Mit- 
glieder des Parlaments. find in der Fortſchrittspartei mit großer 
Majorität angenommen worden. 

‚Berlin, 12. Jan. (Abgeorduetenhaus.) 51. Sitzung. (Schluß.) 
Regier.⸗Kommiſſ. Landrath zu Eulenb urg: Die Hoffuung, welche ich für 
die heutige Tagesordnung gehabt habe, daß eine erneuerte Debatte über dieſen 
Gegenſtand nicht wieder ſtattfinden würde, iſt zu meinem großen Bedauern 
nicht erfüllt worden, zu meinem um ſo größeren Bedauern, als die Debatte 
auf ein Gebiet gekommen iſt, deſſen Betreten ich natürlich dem Belieben 
eines jeden der Herren Abgeordneten überlaſſen muß, deſſen Heranziehung 
aber, wie ich glaube, nicht gerade dazu geeignet iſt, die Debatte an einem 
andern Orte zu erleichtern (Zuſtimmung rechts), um das Ziel zu erreichen, 
welches die Herren ſelbſt anſtreben, nämlich die Annahme des Geſetzes. Ich 
habe zunächſt, meine Herren, vom Standpunkte der Königl. Staatsregierung 
aus den entſchiedenſten Widerſpruch zu erheben gegen alle diejenigen An⸗ 
führungen, die gemacht worden ſind gegen die Rechlsbeſtandigkeit des Herren⸗ 
hauſes. Die Koͤnigliche Staatsregi hat ihrerſeits nicht den geringſten 
Zweifel an der Legalität des Be i 


tigten Faltors der G. En mit dieſem Hauſe gleichberech ⸗ 
dieſe 2 Bal a gegen Ae gef welche . Ur re e halten, 


mit den ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu vertheidigen und aufrecht zu 
erhalten. (Bravo rechts.) Meine Herren! In derſelben Richtung, die ich 
bereits vorhin angedeutet habe, glaube ich, daß es wenig erwünſcht war, 
wenn hier bereits eingegangen wurde auf eine Kritik des Berichtes, welcher 
von der Kommiſſien des anderen Hauſes BE ift. (Sehr gut! rechts.) 
Meine Herren! Jener Bericht iſt keine definitive Meinungsäußerung des 
Herrenhauſes ſelbſt; und wenn die Aeußerung gemacht iſt, daß Hoffnung 
vorhanden ſei, das Herrenhaus werde „biegen“ in dieſer Angelegenheit und 
einem Drucke der Königlichen Staats-Regierung weichen, ſo muß ich darauf 
aufmerkſam machen, daß davon gar nicht die Rede ſein lann, denn das Her⸗ 
renhaus hat noch gar nicht geſprochen, und wenn daſſelbe über dieſe Geſetz⸗ 
Vorlage Beſchluß faſſen wird, dann wird es dabei ſeiner eigenen Meinung 
folgen, die, wie ich überzeugt bin, auf freier Ueberzeugung beruhen und 
durch keinen Druck hervorgerufen werden wird. So viel, meine Herren, 
was die Sachlage dem andern Hauſe gegenüber betrifft. Ich glaube mich 
hiernach wohl überhoben erachten zu dürfen, auf alle Einzelheiten, die in 
dieſer Beziehun; hier vorgebracht find, noch näher einzugehen, eben aus der 
Rückſicht, die ich im Eingange meiner Worte Puppe: habe. In der 
Sache ſelbſt aber halte ich mich verpflichtet, mit kurzen Worten diejenige 
Auffaſſung darzulegen, von welcher die Königliche Staats - Regierung 
— wie es übrigens bereits wiederholt ausgeſprochen iſt — bei dieſer 
ganzen Angelegenheit ausgeht. Sie theilt die Anſicht des Herrn Red⸗ 
ners von dieſer Seite (nach der rechten Seite deutend), daß die neuen 
Länder allerdings auch im Herrenhauſe ihre Vertretung finden müſſen; 
ſie ſieht aber weder eine verfaſſungsmaßige, noch eine geſetzliche, 
noch eine-politiſche oder moraliſche Nothwendigkeit, dieſerhalb gleichzeitig mit 
einer Geſetzesvorlage über die Vermehrung der Anzahl der Abgeordneten 
eine ſolche wegen Erweiterung des Herrenhauſes einzubringen. (Sehr gut! 
rechts.) Warum das nicht hat geſchehen können, das, glaube ich, liegt ſehr 
nahe: Erörterungen und Erwägungen über die hierbei in Betracht kommen⸗ 
den Verhältniſſe der neuerworbenen Länder, welche für dieſe ſowohl, wie 
für die Geſammtheit des Staates von der weitgreifendſten Wichtigkeit und 
Bedeutung find, haben iu ſo kurzer Zeit in der That nicht zum Abſchluß 
gebracht werden können. Eben dieſer Grund verhindert es auch, in dieſem 
Augenblicke eine beſtimmte Erklärung darüber abzugeben, in welcher Weiſe 
dieſe Sache ihre endliche Erledigung finden wird. Wenn übrigens geſagt 
worden ift, daß, falls das andere Haus dieſe Sache nicht annehmen wollte, 
das einen Zuſtand der Anarchie herbeiführen würde, ſo glaube ich aller⸗ 
dings, daß die Schwierigkeiten und Verlegenheiten, die daraus eutſtehen 
würden, ſehr bedeutende ſein würden, aber ein Zuſtand der Anarchie — 
das will ich dem Herrn Abgeordneten Lasker erwidern — glaube ich, würde 
in der That nicht dasjenige ſein, was iu Folge deſſen eintreten würde. Das 
aber würde ein Zuſtand der Anarchie ſein, wenn man den Grundſatz auf⸗ 
ſtellen wollte, daß es, wenn ein Faktor der Geſetzgebung in Ausübung 
ſeiner verfaſſungsmäßigen Rechte ein Geſetz verwirft, geboten oder gerecht“ 
fertigt ſein würde, über jenen Faktor zur Tagesordnung überzugehen oder 
denſelben zu erdrücken. (Lebhafter Beifall rechts.) Ich bitte das Geſetz 
anzunehmen.“ * 

Abg. Graf Schwerin: Ich bedaure die Rede des Abg. Tweſten und 
ſchließe mich den Ausführungen des Regierungs⸗Kommiſſars an. Der Kom⸗ 
miſſionsbericht des Herrenhauſes Alt ein Internum, mit dem wir uus nicht 
zu beſchäftigen haben. Die Rede des Herrn Tweſten wird das Zuſtaude⸗ 
kommen des Geſetzes den erſchweren. g 

Die General⸗Diskuſſton iſt Nagler. Nach perſönlichen Bemerkun⸗ 
gen der Abgg. John, v. Gerlach, Tweſten (Letzterer ſagte: So lange das 
Herrenhaus unfere Aeußerungen kritiſirt und auch die Diäten angelegentlichſt 
zur Sprache bringt, halte ich mich aller Höflichkeit gegen daſſelbe entbunden 
und werde nicht anſtehen, eine herbe Kritik zu üben), Graf Schwerin, geht 
der Berichterſtatter, weiter Frhr. v. Vincke ( lbendorf) auf die Aeußerungen 
des Abg. Gerlach ein. Art. 1, 2, 3 und 4 werden darauf ohne Diskuſſton 
mit allen gegen etwa 3 Stimmen angenommen und endlich das ganze Ge⸗ 
ſetz in zweiter Leſung angenommen. (Dagegen nur die Abgg. v. Gerlach 
und Dr, Koſch.) : 


Abendblatt. Montag, den 14. Januar. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Spt 
monatlich 12½ Sgr.; 
für Preußen viertefj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


— — — 


Es folgt eine Anzahl von Petitionen, welche die Kommiſſion als zur 
Erörterung im Plenum nicht geeignet erachtet. Das Haus geht über die · 
ſelben zur Tagesordnung über. Es folgt der erſte Bericht der Kommiſſion 
für die Agrarverhältniſſe über Petitionen. In Betreff einer Petition des 
Rechtsanwalts Jeuthe in Oppeln, welche ſich gegen eine Verfügung des 
Miniſters der landwirt ſchaftlichen Angelegenheiten beſchwert und beantragt, 
daß das mit den geſetzlichen Beſtimmungen im Widerſpruch ſtehende Mini⸗ 
ſterial⸗Reſkript vom 5. Februar 1846, ſoweit es die Anwendung des $. 84 
der Verordnung vom 29. Juni 1817 auf Bevollmächtigte bei Verhandlun⸗ 
gen in Auseinanderſetzungsſachen betrifft, zurückgezogen werde. Die Kom ⸗ 
miſſion beantragt, den erſten Theil der Petition der Staatsregierung zur 
Berückſichtigung zu überweiſen, den zweiten Theil durch Tagesordnung zu 
erledigen. Abg. Senff beantragt, auch den zweiten Theil der Petition 
der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. An der Debatte 
betheiligten ſich die Abgg. Seaff, Dr. Lette, Aßmann, Lent, der Regierungs⸗ 
Kommiſſar und der Resten, dann wird der Antrag des Abg. Senff an⸗ 
genommen. — Die übrigen Petitionen des Berichts werden nach den An⸗ 
trägen der Kommiſſion erledigt, ſämmtlich faſt ohne Diskuſſton. Es folgt 
der dritte Bericht der Petitions⸗Kommiſſion über Petitionen und zwar Über 
die Petitionen des Rabbiner Sutro wegen der Rechte der Juden. h 

Berichterſtatter Abg. Leut berichtigt einige Druckfehler, verweiſt ſo⸗ 
dann auf den kürzlich vom Juſtizminiſter vorgelegten Geſetzentwurf, welcher 
den Beamten der neuen Landestheile den Eintritt in die Verwaltung der 
alten Landestheile ermöglichen ſoll. In Frankfurt ſeien viele Beamte jüdi⸗ 
ſchen Glaubens in allen Aemtern. Man möchte daraus ſchließen, daß der 
Herr Juſtizminiſter diejenige Anſicht, die er in der Kommiſſion hat vertre⸗ 
teu laſſen, aufgegeben bat. Wenn jüdiſche Soldaten aus dem Kriege als 
Offiziere zurückgekehrt ſind, dürfte es auch an der Zeit ſein, den Juden 
ihre ſtaatsbürgerlichen Rechte einzuräumen. — Regierungs⸗Kommiſſar Geh. 
Juſtizrath Herzbruch hält die iu der Kommiſſion abgegebene Erklärung 
aufrecht. — Abg. Rohden legt gegen eine Aeußerung im Bericht, welche 
die Anwendung des Zwanges gegen die Beamten zur Verrichtung des Dien ⸗ 
ſtes an Sonn- und Feſttagen anwenden will, als gegen die geſetzlichen Ber 
ſtimmungen verſtoßend, Proteſt ein. 

Abg. Dr. Koſch verweiſt auf die vielen Stadien, welche die Angele 
genheit wiederholt durchlaufen, hebt ſodann die große Zahl der Petitionen 
und der 300,000 Petenten hervor. Der Juſtizminiſter halte an ſeiner Au⸗ 
pa in Betreff der Beſetzung von Nichterftellen durch die Juden feft. Die⸗ 
er Standpunkt ſei für ihn unbegreiflich, der Miniſter gebe dadurch dem 
Verdacht Raum, daß die Chriſten, wenn ein jüdiſcher Richter den Eid ab⸗ 
nehme, leicht einen Meineid leiſten könnten. Hiergegen müſſe er Proteſt 
erheben, und dies Moment ſei hinfällig. Um die Juden von den Beſtimmun⸗ 
gen der Verfaſſung auszuſchließen, nehme der Kultusminiſter ſeine Argu⸗ 
mente aus dem Juſtizminiſterium, der Juſtizminiſter fie aus dem Kultüs⸗ 
miniſterium. Das „Eecheparagtabhengeſeh! ſage ausdrücklich: Der Genuß 
der ſtaatsbürgerlichen Rechte ſei fortan unabhängig von dem religisſen Be⸗ 
kenntniß. Das Reglement vom 12. Dezember 1866 über die Prüfung der 
Schulamtskandidaten gelatte nicht die Anſtellung jüdiſcher Lehrer an Real⸗ 
ſchulen, Art. 4 und 12 ſeien die Grundſäulen, auf denen der Staat beruht. 


Moͤge man auch die Juden derſelben theilhaftig werden laſſen und für den — 8 
benden Bemerkung des Geh. Juſtizraths Herzbruch verweiſt Abg. Wa⸗ * 


Antrag der Kommiſſion ſtimmen. — Nach einer kurzen, underſtändlich blei⸗ 


ener (Reuſtettin) darauf, daß man in der Religion den Thatſachen nich 
Rechnun 1 Bat dürfe. Die Deduktionen des 
auf falſcher Baſis. Hier liege nur eine reine Verwal 
Regierung abe feine Veranlaſſung, bie . weshalb Te ſeſe oder jene 
eben-. einem 
chriſtlichen Staate Jemandem ein N wird vor dem 
der es als Spott und Hohn erachten muß (Bewegung) und dies N eine 
Schnurrpſeiſerei hält. (Anhaltendes Gelächter.) Der Chriſt kann wohl einem 
Juden den Eid abnehmen, denn unſere Religion iſt die höhere Form des 
Judenthums. — Abg. Dr. Techow befürwortet die Anſtellung der Juden 
an chriſtlichen Schulanſtalten. — Abg. Dr. Michelis (Allenſtein) wünſcht 
dieſen Gegenſtand vom Standpunkte der Verfaſſung und nicht der Religion 
behandelt zu ſehen. In höheren Schulen will er die Anftellun nüdiſcher 
Lehrer geſtatten, in Elementarſchulen nicht, dieſe ſollen konfeſſionell bleiben. 
Nachdem der Abg. Koſch noch einmal den Antrag befürwortet, wird die 
Diskuſſion ga e Es folgen perſönliche Bemerkungen der Abgg. Wa⸗ 
ener, Dr. Michelis und Dr. Koſch. Danach reſumirk der Referent die 
ebatte und bei der vom Abg. Baſſenge beantragten namentlichen Abftim- 
mung wird der Antrag der Kommiſſion mit 171 egen 80 Stimmen an⸗ 
genommen und um 4 Uhr die Sitzung geſchloſſen. Nächſte Sitzung Dienftag 
10 Uhr. Tages⸗Ordnung: Schluß der heutigen, erſter Bericht der Han; 
delskommiſſion über Petitionen und Bericht der Juſtizkommiſſion über auf 
die Schuldhaft bezügliche Petitionen. 
us Mecklenburg: Schwerin, 11. Januar. Die 
Kandidaten der Regierungspartet find für die 6 Wahlkreiſe: 1) 
(Domanlum) Kammerrath Baron v. Nettelbladt, 2) (Domanium) 
Kanzleidlrektor v. Liebeherr zu Roſtock, 3) (Domanium und Nitter- 
ſchaft) Droſt Mecklenburg in Wittenburg, 4) (Ritterſchaft) Land⸗ 


rath Graf Baſſewitz zu Schwieſſel, 5) (Städte: Schwerin, Wis⸗ 


mar ꝛc.) Burgemeiſter Hofrath Dr. Floerke zu Grabow, 6) (Städte: 
Güſtrow, Roſtock ꝛc.) Senator Dr. Maßmann zu Roſtock. Dieſe 
jo wohl orientirte Partei wird keine Perſonlichkeiten aufgeſtellt 
haben, von denen ſie nicht der Annahme eines Mandates im Vor⸗ 
aus ſicher war, und da entſteht denn bei einigen Namen der Zwel⸗ 
fel, ob deren Träger ohne Zuſchuß an Dläten die Wahl würden 
annehmen können, oder ob gar beabſichtigt werde, je nach Ausfall 
der Wahlen mit Diätenzahlungen vorzugehen oder nicht. Alle 
dleſe Kandidaten ſtehen natürlich auf dem Boden der Reglerung 
und würden ausgeſprochenermaßen ihr Hauptbeſtreben dahin richten, 
den Einfluß des Parlamentes und der Bundesgewalt möglichſt zu 
beſchränken. 1 

Stuttgart, 10. Januar. Dem dieſigen „Handelsblatte“ 
geht die auffallige, der Beſtätigung noch bedürfende Nachricht aus 
München zu, daß in den Tepten Tagen eine ſehr freundliche und 
dringende Aufforderung an dle dortige Regierung von Seiten 
Frankreichs ergangen ſel, das franzöſiſche Münz⸗, Maß- und Ge⸗ 
wichts⸗Syſtem zu adoptiren. Dieſer Einladung, welche durch den 
franzöſiſchen Geſandten übermittelt wurde, ſei noch der Wunſch 
beigefügt, die baleriſche Regierung möge, falls ihre Antwort ver- 
neinend ausfallen ſollte, die Gründe angeben, die ſie von der An⸗ 
nahme des franzöſiſchen Syſtems abhielten. Als beſtimmt wird dem 
genannten Blatte ferner von dort verſichert, daß gleichzeitig in 
Stuttgart, Darmſtadt und Karlsruhe ganz ähnliche Schritte von 
der franzöſiſchen Regierung geſchehen ſeien. 8 

Ausland. 

Brüſſel, 10. Januar. Der belgiſche Geſandte in Berlin, 
Baron Nothomb, hat hierher berichtet, daß Graf Bismarck für die 
Angelegenheit, welche nun einmal Belgien in dieſem 
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Bund, ein beſonderes Intereſſe kundgegeben hat. Obgleich Graf 
Bismarck, die Konſtituirung Norddeutſchlands ausgenommen, ſich von 
den Details der Geſchäfte fern hält, hat er ſich doch perſönlich 
über die Schelde⸗Differenz Bericht erſtatten laſſen, und in Folge 
deſſelben entſchleden, daß Preußen ſeinerſeits einen techniſchen Kom⸗ 
miſſar oder Ingenieur zur Prüfung der Angelegenheit bezeichnen 
und zu gleicher Zeit im Haag Schritte thun ſolle, um dahin zu 
wirken, daß von Seiten der holländiſchen Regierung der Prüfung 
der Sachverſtändigen alle möglichen Erleichterungen gewährt wür⸗ 
den. Holland wird ſich nunmehr dem dreifachen Druck Preußens, 
Englands und Frankreichs um ſo weniger entziehen können, als 
Belgien vorerſt nur auf eine Prüfung der Sachlage gedrungen hat. 

Paris, 10. Januar. Ueber das Erdbeben in Algerien be⸗ 
richtet der in Algier erſcheinende „Akhbar“: Der erſte Erdſtoß 
wurde um 7%, Uhr am Morgen des 2. d. verſpürt. Er war 
ſehr ſtark und dauerte nicht weniger als 17 Sekunden; ſeine Rich- 
tung ſchien von NW. nach NO. Der Schrecken war allgemein. 
Eine Menge Leute — Männer, Weiber und Kinder — ſtürzte 
aus den Häuſern auf die Straße; ſie glaubten, ihr letztes Stünd⸗ 
lein jet gekommen. Das Wetter am Tage vorher hatte nicht im 
Mindeſten ein ſolches Naturereigniß befürchten laſſen. Bis Mitter- 
nacht war die ſchönſte mondhelle Nacht geweſen, dann aber hatte 
ſich der Himmel mit Wolken bezogen und der Morgen war regnicht 
und von unheimlicher Stille. Kaum hatte ſich die erſte Panik 
etwas gelegt, als um 9½½ Uhr ein zweiter, übrigens unbedeutender 
Erdſtoß die Gemüther von Neuem ängſtigte, und eine Minute 
ſpäter erfolgte ein dritter, faſt ſo ſtark als der erſte und von ſehr 
brüsken und unregelmäßigen Oscillationen. Das Dröhnen war 
drei Sekunden lang furchtbar. Was noch in den Häuſern war, 
flüchtete auf die öffentlichen Plätze und die Schiffe auf der Rhede. 
Merkwürdig, faſt ein Wunder iſt es, daß trotz der Stärke des Erd⸗ 
bebens in Algier doch keine Häuſer eingeſtürzt find, Den Dörfern 
in der Umgegend ſollte es nicht ſo gut ergeben und jetzt geht das 
Gerücht, die Mehrzahl der Städte und Dörfer auf der Atlas linſe, 
jenſetts der Mitidſcha, ſei gänzlich zerſtört. Am 5., Morgens A Uhe, 
fand während eines ſtarken Regenſturmes wieder ein Erdbeben flatt. 
Mehrere Häuſer bekamen Riſſe; größerer Schaden ſcheint jedoch 
nicht angerichtet zu ſein. 

Paris, 10. Januar. Ein kleines Detachement Oeſterreicher, 
bisher im Dienſt Maximilians I., darunter Hauptmann H., wäh⸗ 
rend der letzten Zeit Kommandant in Pachuca, iſt per Dampfer 
„Panama“ über St. Nazalre hier eingetroffen. Herr H. berichtet, 
daß er feine aus 3 Kompagulen beſtehende Truppe mit Verluſt 
einer halben Kompagnie gerettet habe. Der Kaljer werde wahr- 
ſcheinlich nicht lange mehr in Mexiko verwellen, da auch Franz 
Joſeph, um den Tuilerien gefällig zu fein, zur Rückkehr ermahne. 
Innerer Kampf, heftiger denn je, ſtehe dem Lande bevor: Kleri⸗ 
Fole und Liberale rüften aus Leibeskräften. Die Franzoſen ſelen 
furchtbar verhaßt und eben fo ſehr gefürchtet, weil ſie, allerdings 
Repreſſalien übend, mit großer Strenge gegen die „Diſſidenten“ 
verfuhren. 

— Bei Gelegenheit der Parifer Welt⸗Ausſtellung ſoll bekann⸗ 
lich auch ein Monſtre-Konzert und Wettgeſang von Liedertafeln 
und Männer - Geſangverelnen ſtattfinden. Die dafür eingeſetzte 
Kommiſſton unter dem Vorſize des Barons Taylor hat bereits 
314 Anmeldungen von Sängervereinen erhalten. 

London, 11. Januar. Die Anklage gegen Johnſon be- 
ſchäftigt auch heute wieder die „Times“. Ste tritt ganz auf die 
Seite des nordamerikaniſchen Präſidenten und bezeichnet die Hal- 
tung des Kongreſſes als revolutlonäres Gebahren. Sie ſchrelbt: 
„La Revolution va bien“ Die Depeſchen, mit denen der at- 
kantiſche Telegraph uns überſchüttet zeigen, daß die wohlbekannte 
Phraſe von 1792 in all ihren Bedeutungen auf den Lauf der 
Ereigniſſe in Amerika ſich anwenden läßt. Es iſt dort eine Revo⸗ 
{ution im Gange. Das Hans der Repräſentanten hat den erſten 
Schritt gethan, um den Präſidenten von ſeinem Poſten zu entfer⸗ 
nen. Mr. Johnſon ſteht der republikaniſchen Partel im Wege. 
Er iſt der „Monfleur Veto“ der Union und muß beſeltigt werden. 
Er hat das Verbrechen begangen, ſich ſeine eigene Meinung zu 
bilden, und zwar eine Meinung, die mit den Geſinnungen der 
Kongreßmajorität nicht übereinſtimmt. 

Florenz, 9. Januar. In einem Briefe aus Rom leſe ich 
folgende Schilderung der Lage: „Der Papſt iſt nicht ganz abge- 
neigt, ſich mit Italien zu verſtändigen; die Umgebung jo ungünſtig 
als möglich, die Zuaven find Italien jo feindjelig wie die Legitl⸗ 
miften und Orleaniſten in Frankreich, das Volk if jo ungeduldig 
als möglich und äußerlich ſo ruhig als nothwendig; das National- 
Comité iſt ſeiner Sache ſo ſicher, daß die an daſſelbe gelangten 
Anträge der Aktionspartel mit Stolz zurückgewieſen wurden. Die 
Mitglieder der Mazziniſtiſchen Aftionspartei zeigen ſich erbötig, ihre 
Anſtrengungen mit jenen der Nationalpartei zu vereinigen, um dag 
römiſche Volk von einem verfrühten Aufſtande abzuhalten. Man 
antwortete, daß man auch ohne ſie fertig werden würde und jede 
Bereinigung. mit ihnen von ſich weiſe. Man glaube aber nicht, 
daß der Papſt, wenn er ſich in Kirchen-Angelegenheiten nachgiebig 
zeigt, Viktor Emanuel irgendwie zu verzeihen, geſonnen iſt. Wenn 
außerhalb der religiöſen Angelegenheit noch andere zur Sprache 
kommen, ſo wird dies lediglich nur durch die Finanznoth bewerk⸗ 
ſtelligt werden können, und dieſe iſt in Rom in der That groß. 
Die römiſche Bank hat jeden Tag einen Verluſt von 5000 Br, 
aufzuweiſen; wenn das jo fort geht, muß fie Bankerott machen. 

adrid, 5. Januar. Die Situation hat ſich in den letz⸗ 
ten Tagen nicht weſentlich verändert. Es haben noch einige Ver- 
haftungen ſtattgefunden: die große Mehrheit der Erdeputirten der 
„liberalen Union“ hat ſich indeß längſt nach Frankreich oder anders 
wohin in Sicherheit gebracht. Vorgeſtern erfchien ein Adjutant 
des Generalmajors in der Wohnung des Deputirten Oberſten 
Francos, um ihn zu verhaften. Mme. Francos verſicherte, ihr 
Mann ſei nicht zu Haufe. Dann werde ich hier warten — er⸗ 
wiederte der Adjutant, und er wartete 22 Stunden. Geſtern Nach- 
mittag zeigte ihm Mme. Francos ein Telegramm aus Bayonne. 


Sie werden ſich, ſagte ſie, nicht länger zu bemühen brauchen, denn 


mein Mann meldet mir, daß er woblbehalten geſtern in Bayonne 
angekommen iſt. Ale Sie geſtern ſich bier einfanden, war er 
ſchon ſeit drittehalb Stunden mit dem Expreßzug nach Frankreich 
unterwegs. ; 

Türkei. Mit der Nachricht, daß die Türkei 150,000 Re- 
difs unter die Waffen rufen will, um jeder Eventwalität in den 


rn t 


an Griechenland grenzenden Provinzen begegnen zu können, und 
hauptſächlich mit den finanziellen Maßregeln, die dadurch erforder⸗ 


lich würden, bringt der „Temps“ ein Gerücht, daß der Großvezier 


abtreten wolle, in Verbindung. Man würde in dleſem Falle ſicher 
wieder auf Fuad Paſcha, den Mann der Ausfunftsmittel zurückgrei⸗ 
fen, dem es aber diesmal ſauer werden dürfte. 

Aus Athen vom 7. Februar erhält die „H. B.-H.“ folgende 
Depeſche, welche beweiſt, daß der Aufſtand auf Kandia noch Fein«s- 
wegs erloſchen iſt: „Die griechiſchen Dampfſchiffe „Panhellenlon“ 
und „Hydra“ find mit 1200 Volontalren nach Oſt-Kandien abge⸗ 
gangen. Von Kandia brachte eine ruſſiſche Fregatte nur 77 Frei- 
willige, 19 Verwundete vom Korps Suliotis, außerdem 80 Pre- 
diger, 50 Greiſe, 985 Frauen und Kinder. 


Pommern. 

Stettin, 14. Januar. Vorgeſtern Nachmittag brach der 
11jährige Sohn eines Aufſehers auf dem ſchwachen Eiſe der Oder 
zwiſchen der Unterwiek und Grabow ein und ertrank; die Leiche 
wurde geſtern gefunden. 

— Der bereits mehrfach wegen Diebſtahls beſtrafte, unter 
polizeilicher Auſſicht ſtehende ehemalige Lohndiener Ramdow iſt 
wegen eines neuerdings verübten Nußholzdlebſtahls geſtern verhaftet 
worden. 

— Am Sonnabend früh wurde dem Gärtner Ehrcke aus 
Finkenwalde, während er auf dem Neuenmarkte mit dem Abladen 
von Verkaufsgegenſtänden für den Wochenmarkt beſchäftigt war, 
von feinem Wagen ein Tuchmantel geſtohlen. — Ebenſo iR von 
einem an demſelben Tage in Alt⸗Damm verübten Pelzdiebſtahle 
hierher Anzeige gemacht worden. 

— In einem Haufe der Frauenſtraße entſtand vorgeſtern 
Abend zwiſchen einem Buchhalter und einem Meſtaurateur Streit, 
bei dem letzterer, wie es heißt, durch einen Meſſerſtich, indeſſen nur 
unbedeutend, verletzt fein ſoll. Es hatte ſich in Folge dieſes Vor⸗ 
falls vor dem Haufe ein ziemlich zahlreiches Publikum angeſam⸗ 
melt, das ſich nach dem Erſcheinen eines Polizeibeamten indeſſen 
bald zerſtreute. 

— Aus einem Wohnzimmer des Hauſes Schuhſtraße Nr. 1 
wurde am Sonnabend ein feines Bettlaken entwendet. 

— Die auf dem Bredower Anthelle, Heinrichsſtraße No. 5, 
wohnhafte ſeparirte Frau Baumann verließ am 9. d. M. auf 
einige Tage ihre Wohnung und ließ den Eingang zu derſelben von 
zwei im Haufe wohnhaften Arbeitern durch Einſchlagen einer 
Krampe und Anlegung eines Vorhängeſchloſſes noch beſonders ver- 
ſichern. Deſſenungeachtet machte fie bei ihrer Rückkehr die traurige 
Entdeckung, daß während ihrer Abweſenheit ein Einbruch verübt und 
tür Bettſtücke, Kleidungsftüde und ſonſtige Gegenſtände geſtohlen 
ſeien. Der Verdacht der Thäterſchaſt fällt aus verſchledenen näher 
ermittelten Umſtänden auf die betreffenden beiden Arbelter, welche 
deshalb verhaftet worden ſind. 

Stargard, 13. Januar. Die Konſervatlven unſeres Wahl. 
freifes werden als Wahlkandidaten den Landrath des Pyriper Kreſſes 
und Abg. Hr. v. Schöning aufſtellen und hat derſelbe auf die an ihn 
ergangene Anfrage, ob er eine auf ihn fallende Wahl annehmen 
würde, bejahend geantwortet. — Von altliberaler Seite war man 
bemüht, ein Kompromiß, wie bel der letzten Abgeordnetenwahl, mit 
den Konſervativen zu Stande zu bringen und nannte man als 
Kompromiß⸗Kandidaten den früheren Juſtizminiſter Hrn. v. Ber⸗ 
nuth. Doch ſcheinen die Verhandlungen danach nicht zu einem 
dieſer Kandidatur günſtigen Abſchluſſe gekommen zu fein, da dle 
konſervative Partei bei der allgemeinen Beliebtheit des Herrn von 
Schöning in feinem Kreiſe hofft, diefen am eheſten durchzubringen. 
Aus gleihem Grunde ſoll auch Hr. Landrath v. Waldaw⸗Stein⸗ 
höfel von einer Kandidatur abſehen. 

8s Daber, 12. Januar. Bei der heute ſtattgefundenen 
Bürgermeiſterwahl erhielt der Gerichtsaktuarius Gauger in Ja- 
fobshagen die meiſten Stimmen. Derſelbe wurde alſo gewählt. 

Anklam, 11. Januar. In der heutigen Stadtverord⸗ 
neten-Sipung fand die Wahl des Bureaus für das laufende Jahr 
ſtatt. Gewählt wurde: zum Vorfipenden der Kaufm. Wendorff, 
zu feinem Stellvertreter der Dr. Schmidt, zum Schriftführer der 
Kaufmann Adolph Keller, zum Stellvertreter deſſelben der Buch- 
druckereibeſitzer Reet. 


Stadt ⸗Theater. 

Stettin, 12. Januar. Der geſtrige Abend vergegenwär⸗ 
tigte uns wieder unmittelbar die oft ausgeſprochene, aber noch immer 
nicht gehörig anerkannte Wahrheit, daß ein klaſſiſches Kunſtwerk 
bei angemefjener Ausführung den böchſten Genuß und die voll ⸗ 
kommenſte Befriedigung gewährt. In der That müſſen wir ge- 
ſtehen, daß uns dle geſtrige Aufführung des „Don Juan“ den 
ſchönſten Kunſtgenuß dargeboten hat, der uns ſeit langer Zeit in 
der hieſigen Oper zu Theil wurde. Frl. v. Pöllnig zeichnete 
ven von Leldenſchaft glühenden Charakter der „Donna Anna“ mit 
ergreifender Wahrheit. Ihre reine Intonation, ihr kunſtvoller 
Geſang und ihre ſchöne Ausſprache entſchädigte für den Mangel 
an jenem eigenthümlichen Farbenſchmelze dee Stimme, den wir be- 
ſonders in den höheren Tönen vermißter. Doch ſchlen die Sän⸗ 
gerin ihre Kraft für die große Arle im vierten Alte geſpart zu 
haben, welche fie meiſterhaft jpielte und ſang und für die ſie den 
ſtürmiſchen Beifall des Publikums erntete. Vortrefflich waren die 
Leiſtungen von Frl. Koudelka als „Elvira“ und von Hrn. Vary 
als „Octavio“. Ihr reiner und zum Herzen ſprechender Geſang 
fand die ungetheiltefte Anerkennung, welche ſich wiederholt in rau⸗ 
ſchendem Beifall und Hervorruf zu erkennen gab. Frl. Walter 
fpielte die „Zerline“ recht anmuthig, aber ihr Geſang ließ geftern 
vielfach Reinheit der Intonation vermiſſen. Recht hübſch gelang 
ihr der Geſang der relzenden Arle: „Wenn Du fein fromm blſt.“ 
Der „Don Juan“ des Herrn Hochheimer iſt nach unſerem Ur⸗ 
theil die bervorragendſte Leiftung dieſes Sängere. In Geſang 
und Spiel hatte er den Charakter feiner Rolle gut erfaßt; die 
Aueſprache war deutlicher, als wir es ſonſt von Herrn Hochheimer 
gewohnt ſind; auch das Gepreßte in den höheren Tönen, was wir 
ſonſt öfter zu rügen fanden, trat geſtern zurück. Herr Koller 
ſplelte den „Leporello“ recht ergötzlich, ohne, was bei dieſer Rolle 
fo leicht geſchieht, die Darſtellung ins Fratzenhafte zu verzerren. 
Auch im Geſange genügte er allen billigen Anforderungen. Leider 
können wir das nicht von Herrn Faßbender ſagen, welcher als 
„Don Pedro“ mehrmals auf eine Ohren zerreißende Weiſe deto⸗ 
nirte. Herr Krieg gab ſich als „Maſetto“ alle Mühe, und jein 


Geſang war wenigſtens durchaus nicht ſtörend. Rühmend müſſen 
wir insbeſondere noch hervorheben die vortreffliche Einübung der 
ſchwierigen Finale's und das ſchöne Ineinandergreifen der Stimmen, 
ſo wie der Orcheſterbegleitung in dieſen kunſtreichen und wunderbar 
verſchlungenen Tonſchöpfungen. 


: Neueſte Nachrichten. 

Wien, 13. Januar, Vormittags. Durch Kaiſerliche Ver⸗ 
ordnung wird die Staatsſchulden-Kontrol-Kommiſſion angewieſen, 
alle auf Anfertigung und Ausgabe von Staatenoten bezüglichen 
Verfügungen des Finanzminiſteriums zu kontraſigniren. 

Peſth, 12. Januar. In der heutigen Sitzung der Depu⸗ 
tirtentafel wurde die in Erwiderung auf die jüngſt erlaſſene Kal⸗ 
ſerliche Verordnung wegen der Heeresergänzung von Deak entwor⸗ 
fene Adreſſe verleſen und Behufs Diskuſſion auf die Tages ordnung 
der am 15. ſtattfindenden Sitzung geſtellt. Der Adreßentwurf be⸗ 
klagt, daß auf den Gebieten der Legislative und Exekutive fort⸗ 
dauernd und jetzt neuerdings durch eine auf die Zukunft ſich er⸗ 
ſtreckende Verordnung abjolute Gewalt über die heiligſten Intereſſen 
ſchalte. Das Recht der Feſtſtellung des Wehrſyſtems ſei eine Le⸗ 
bensbedingung der ungariſchen Verfaſſung wie jedes Konftitutiona- 
lismus, auf welche das Land nicht verzichten könne. Die über das 
Wehrſyſtem jüngſt erlaſſene Kalſerliche Verordnung ſei eine neue 
thatſächliche Negirung dieſes Rechtes. Es könne dieſe neueſte Maß⸗ 
regel des Abſolutismus nicht mit Schweigen übergangen werden. 
Nicht nur die Grundgeſetze der Verfaſſung, ſondern auch Billigkeit 
und Zweckmäßigkeit fordern, daß der Wille des Landes mil wirke. 
Wenn die gegenwärtige Lage eine weſentliche Umgeſtaltung des 
Wehrſyſtems beanſpruche, ſo ſei dies ein neuer Grund, die ſus⸗ 
pendirte Verfaſſung ſofort wieder herzuſtellen, da der Reichstag das 
Recht der Geſetzgebung nur auf Grund der Verfaſſung ausüben 
und nicht Laſten für ein Land übernehmen könne, deſſen Rechte 
ſuspendirt find, Ungarn habe jederzeit freiwillig die den Forde⸗ 
rungen der Zeit entſprechenden Aenderungen des Wehrſpſtems, 
jedoch ſtets im Rechtswege, begründet. Das Land fei auch ferner- 
hin bereit, das Wehrſyſtem den Bedürfniſſen und der Situation 
des Landes entſprechend zu geſtalten, könne aber Verfügungen, die 
desfalls ohne Einwilligung des Reichstags getroffen, als berechtigte 
nicht anſehen. Die Adreſſe ſchließt mit der Bitte um Aufhebung 
der erlaſſenen Verordnung und um Herſtellung der Verfaſſung. 

Florenz, 12. Januar. In der heutigen Sitzung der De⸗ 
putirtenkammer iſt der Geſetzentwurf bezüglich der zu Abgeordneten 
nicht wählbaren Perſonen angenommen worden. 

Der Finanzminiſter Scialoja hat wegen eines Unglücksfalles 
in feiner Familie das finanzielle Expoſé bis nächſten Mittwoch ver⸗ 
tagt. — Montag wird der Anhang des Budgets in der Kammer 
vertheilt werden. 


7 Börfen-Berichte. 
Stettin, 14. Januar. itterung: leicht bewölkt. 2 
1%, Nachts — 3° N. Wind: NW. g: leicht bewölkt. Temperatur 


980 boöber b. 9 der Börſe. 
eizen höher bezahlt, loeo pr. 8öpfd. gelber 80—89 1 
weißer uckermärker und 1 85.1 9% bez., poln. 85 = 
bez., 83—8öpfd. gelber Frühjahr 885%, ½, „ bez., 88 ½ . Br., Mair 
Juni 8814, Y . bez. le a 

Roggen etwas höher, pr. 2000 he co p 88 H Son gg. 5 
54 % Gd., Frühjahr 56 % bez. u. Br., 55% Gd., Mai ⸗ Juni 56, 
—* 55% „ bez. u. Br., Juni⸗Juli u. Juli⸗Auguſt 56½ % Br. 
u 


Gd. 

Gerſte loco pr. 70pfd. märker 48—51 „ ſchleſ. j. 

BEE se b 
afer loco pr. 50pfd. 55 bez., 47 50pfd. 

21 er le 005 r : a = ie. Brübjahe 

rbfen loco Futter⸗ 54—56 & bez., Koch⸗ 57—59 bez., Früh⸗ 

jahr Futter- 58 % Br. wann 

Rübol wenig verändert, Toco 119% „ bez., 12 Br., Januar 
11½ K bez., 11%, 34 Br, Februar 11%, 3% bez. u. Br., April ⸗ 
Mai 12½ M Br., 12% , Gd. 

Spiritus höher bezahlt, loco ohne Faß 16%, ½ 2% bez., mit 
Faß 16 ½, 1%, 3 bez., Januar-Februar 16 ¾1 . bez. u. Gd., Früh⸗ 
jahr 17, 17½ 9% bez, u. Gd., Mai⸗Juni 17½, 9 bez. 

Angemeldet: 200 Cte. Rüböl. 

Berlin, 14. Janvar, 1 Uhr 56 Min. Nachmittags. Staatsſchuldſcheine 
84% bez. Staats⸗Auleihe 4½ % 99 bez. Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Aktien 135°, bez. Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Aktien 94½ Br. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 52%, bez. Pomm. Pfandbriefe 88 / bez. Oberſchleſiſche 
Eiſenbahn⸗ Aktien 175%, be. Amerikaner 6% 77 bez. 

Roggen Januar 57, 57%, bez., Januar-Febrnar 56%, 57 bez., Früh⸗ 
56 ½ bez., 56%, Gd. Rüböl loco 12 ½ Br., Jauuar 12, 12½, bez., 
Januar⸗Februar 12 bez., April⸗Mai 127, „ bez. Spiritus loco 17½ 
bez., Januar⸗Februar 17, % bez, Feb ruar⸗März 171, Br., ½ Gd., April⸗ 
Mai 17% 17½ bez. 


Stettin, den 1“. Januar. 


Berlin | un — berg Syn 
u... 2 Mt, — au-Obligat. 5 = 
Hamburg 6 Tag 15114 bz nn 9 995 
. Mt. — reis-Oblig. --| 5 er 
Amsterdam : 8 Tag.“ 1431, d St. Such) 4 15 
Mt. — r. Nat.-V.- 
London · 10 Tag.] 6 23% B Pr. See-Assec.- 
ER 3 Mt.] 621%, B [Comp.-Aet. 4 664 G 
Paris 10 Tg. — Pomerania 4 | 111 0 
get 2 Mt. 807% B [Union . . 4 1011, G 
Bordeaux 10 Tg. — St. Speich.-Act.] 5 45 
5 2 Mt. — V.-Speich.-A. 5 — 
Bremen 8 Tag. — Pomm. Prov.- 
= 3 Mt. — Zuckers.-Act. «| 5 — 
St. Petersbg.|3 Weh. 89¼% ( N. St. Zucker- 
Wien 8 Tag. — Sieder.- Actien| 4 — 
ren 2 Mt. — Mesch. Zucker- 
Preuss. Bank| 4 Lomb. 414 % |Fabrik-Anth. | 4 — 
Sts.-Anl.5457 4%, — ee 4 For 
5 — alzmühl-A. 5 — 
St. Schldsch. 3½ 84, C (st. Portl.-Cem- 
P. Präm.-Anl.| 3 ½ — Fabrik 4 = 
Pomm.Pfdbr.| 3%, 88%, G |Stett. Dampf 
„ ” 4 — Schlepp-Ges. + +| 5 250 B 
„ Rentenb.| 4 — Stett. Dampf. 
Ritt. P. P. B. A. schifls-Verein 5 250 G 
a 500 Rtl. | 4 -- N. Dampfer-O.| 4 95 B 
Berl.-St. Eis Germania 4 100 B 
Act. Lt. A. B.] 4 er Vulkan 4 70 bz 
1 Prior.| 4 . Stett. Dampf- 
x „ 4½ 2 mühlen-Ges.. 4 101 G 
Starg.-P. E. A.] 4½ 94%, 6 [Pommerensd. 
=. - „Brior.| 4 — Chem. Fabrik | 4 — 
Stett. Stdt-O.| 4½ 98% n [Chem. Fb.-Ant.] 4 — 


Stettin. Kraft- 
Dünger-F.-A.— — 
Gemeinnützige 
Banges.-Anth. | 5 — 


Stett. Börsh.- 
Obligationen] 4 7 
St. Schausp.- 
Obligationen] 5 —— 


